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Beratungsfolge Sitzungstermin TOP Öffentlich 

Kreistag 29.06.2021  ja 
 
Titel 
 

Besetzung der Gleichstellungskonferenz 
 

I. Beschlussvorschlag: 
 
Die Fraktionen benennen unter Berücksichtigung des § 13 HGlG folgende Vertreterinnen und 
Vertreter für die Gleichstellungskonferenz 

 
CDU-Fraktion        _________________ 
 

SPD-Fraktion        _________________ 
 
GRÜNEN-Fraktion       _________________ 

 
FWG-Fraktion        _________________ 
 

AfD-Fraktion        _________________ 
 
FDP-Fraktion        _________________ 

 

 
II: Sachverhalt: 
 
Am 30. April 2013 hat der Kreistag mehrheitlich die Einrichtung einer Gleichstellungskonferenz 

beschlossen (KT IX 14/2013). Diese wurde 2013 gegründet. 
Als Aufgaben wurden u.a. festgelegt: 
 

1. Vorbereitung des Beitritts zur EU-Charta für die Gleichstellung von Frauen und Männern auf 
lokaler Ebene. 

2. Begleitung der Erstellung eines Aktionsplanes zur Gleichstellung im RTK. 

 
Seitdem fanden zahlreiche Sitzungen statt. Im Wesentlichen wurden verschiedene Handlungsfelder 
mit dem Ziel erörtert, der EU-Charta Gleichberechtigung von Frauen und Männern auf lokaler 

Ebene beizutreten. 
 
Im Handlungsfeld Vereinbarkeit von Berufes und Familie wurde als vorrangige Maßnahme die 

Zertifizierung des Rheingau-Taunus-Kreis mit dem audit berufundfamilie angestrebt. Diese 
Zertifizierung erfolgte im März 2016, die Rezertifizierung im Januar 2019. 
 

Als ein weiteres und zukünftiges Handlungsfeld wurde „Häusliche Gewalt“ diskutiert und priorisiert. 
Der Auf- und Ausbau der Beratungs- und Unterstützungsstrukturen für von Gewalt betroffenen 
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Frauen soll u.a. auch durch die Verwendung kommunalisierter Landesmittel vorangebracht werden. 
Dies ist in Teilen erfolgt und muss noch weiter vorangebracht werden. 

 
Als weitere Handlungsfelder wurden Familien mit Migrationshintergrund sowie Alleinerziehende  
identifiziert. 

 
Durch Personalwechsel und Langzeiterkrankung konnte die Umsetzung der geplanten Vorhaben 
nicht wie vorgesehen erfolgen. 

 
In der neuen Wahlperiode soll die Gleichstellungskonferenz ihre Arbeit wieder intensivieren und den 
Beitritt zur EU-Charta vorbereiten. 

 

 
 
 
 

 
 

(Frank Kilian) 
Landrat 
 


